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Auf Grund des Artikels 15 Absatz 3 der 0rdnUillg 
der Evangelischen Kirche der Union wird folgende 
Pfarrhesoldungsordn:ung erlassen, 

I. Einleitende Vorschriften

§ 1
(1) Die in ,ein Pfarramt
a) ,einer Kfrchengemetnde
b) eines Kirchengemeinde- oder Synodalverhandes
c) eines Kirohenkreises
d) einer Gliedkirche oder
e) der Evangelischen K�rc.he der Union
auf Lebenszeit berufenem Pfarrer ,enhalten Besol­
dung und Versorgung für sich und ihre Hinter>-,
bliebenen. nach Maßgabe dLeser Ordnung.
(2) Inwieweit die Besoldtmgshestimmunig,en der. §§ 3
bis · 22 dieser'· PfarrbesolQ.\:ln,gisordn,mig .auoh auf Pfar>­
r.er anzuwend,en sind. die · von ,einem anderen als
den in Absatz 1 genannten Reohtsträgem angestellt
sind, bestimmt sich nach ihrem Dienstvertrag. Die
Gewährung einer kirchlich,en V,ersorg,ung an solche
Amts,träger regelt sich nach den Vorschriften der
§§ 54-56.

§ 2
(1) Die Besoldung des :Pfarrers, clJi.e Sterbemonats­
und Sterbegeldbezüge für ,einen im Amt verstorbe­
nen Pfarrer sowie die Unfallfürsorgeleistungen wer­
den von der Anl91,elhmgskörpers,chaf,t (Kirchenge­
meinde, Kirohengemeinde- oder Synodalverband, Kir-

l 
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ahenkrei.s, GHedkirche, Evangelische Ki11che der 
Union) getragen,. 
(2) Ist •ein Pfarrer, der von e:i!ner der in Absatz 1
be--J!eiahneten Anstellungskörperschaften auf Lebens-
21eit angestellt war, aus Gründen, diJe er nach der
kirchlichen Ordnw1g nicht ZJU vertr,eten hat, vor­
übergehend außer Amt und hat ,er keine Besoldungs­
ansprüche gegen seine bisherige oder eine neue An­
stellungskörperschaft, so werden seine Bezüge von
der Gliedkirche getragen, zu �:ler seine letzte An�
stellungskörp,erschaft gehört.
(3) Die Versorgungsbezüge (W arteg,eld, Ruhegehalt,
Witwen- und vVaisengeld, Unterhaltsbeitrag) trägt
die Gliedkirche, in deren Dienst der Pfarrer zuletzt
gestanden hat. Für Pfarrer, die :im unmittelbaren
Dienst der Evang-elischen K.iwhe ,der Union gestan­
den haben, trägt dies,e ,dii,e Versorgungsbezüge.
(4). Ist der Pfarrer infolge ,eiines Dienstunfalles 
dienstunfähig 'geworden, und in den Ruhestand ge­
treten, so trägt die GHedkirche neben dem Unfall­
ruhegehalt auch die nach dem Eintritt in den Ru­
hestand fällig werdenden sonstiig,en-.. Fürsorgeleistun­
gen. Die GHedkirche trägt f.emer ,die Unfallhin-

, 1erhliebenenversorgu:Ilp. 

II. Besoldung

§ 3
Die Besoldung des Pfarr,ers besteht aus 
a) Grundgiehalt
b) Zulagen zum Grundgehalt nach Maßgabe der §§ 

13 bis 14
c) einer Dienstwohnung oder, wenn ,eine solche

nicht vorhanden ist, ,�iner angemessenen Mietent­
sahädigung

d) Kinderzuscihlag.

§ 4
(1) Das Grundg,ehalt steigt vom Beginn des Besol­
dungsdienstalters an m DielllStaltenss.tuf.en von zwei
zu zwei J ahr.en bis 7JU1Il Erreichen des Endgrund-
gehalts.
(2) Das Grundgehalt der nächsthö'her.en Di-enstalters­
stufe wird .vom Erst,en des Aufstiegsmonats an ge­
zahlt,
(3) Die Höhe des Grundeehalts wird in der Besol­
dungstabelle g,er,egelt (§ 67).

• § 5
Der Anspruch auf das Aufstei!'len in deri Dienst­
altersstu.fon .ruht, . solan�e der Pfau-er vorläufig des 
Di�sit,es · :enthoben worden .ist. Führt ein Dis,zipli­
nary,erf..ahren zur Amts,enthebung oder Entfernung 
aus dem Dienst, so ierlischt -der Anspruch auch für 
die Zeit des Ruhens. 

2. Be s-o 1 d u n  g s d i e n s t  a I t ,er
§ (i

(1) Das. BesoldungsdiflllStaher beginnt vorb,ehaltlich
der §§. 7 bis 11 am Ersten des Monatis, iin dem der

Pfarrer das dr-eiundzwan7!igste Lebensj.aihr vollendet 
hat. 
(2) Das Besoldungsdiens,talter wird durch die kiJ.,ch­
lic!'t,e Auf&ichtsbehörde festgesetzt. Dem Pfarrer ist
die Ber,edmung und Bestset2iung seines Besoldungs­
dienstalt,ers schriftlich mitmteil.en.

§ 7
(1) Der Beginn des Besoldungsdienstalters- wird um
die Hälft.e der Zeit hinausgeschoben, die zwischen
dem Tag der V ol1endrung des dreiundzwanzigsten
Lebensjahr-es und dem Tag liegt, von welchem an
der. Pfaner die Besoldung zu erhalten hat.
(2) Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der Be­
ginn des Besoldungsdi,enstalters nach Absatz 1 hin­
auszuschieben ist, werden a�es,etzt
a) die nach Vollendiunig dies sieb.ZJehnten Lebens­

jalues verbr.achtie MindestZJeit der außer der all­
gemeinen Schulbildulllg vorg,eschriebenen Ausbil­
dung (Hochschulstudium, Vikariats,zeit, übliche
Prüfungszeit), soweit sie dr,ei Jahre übers,teigt.

b) nach Vollendung des zwanzigsten Lebensjahres,
lieg,ende Zeiten einer hauptberuflichen Täti-gkeit
im kirchlichen oder sonsti�en Dienst nach Maß­
gabe der §§ 8 und '9.

Der Rat bestimmt, welche weiteren Zeiten abzuset­
zen · sind. Derselbe Zeitraum darf nur einmal ab� 
gesetzt w,erden. 
(3) Wird die allgemeine Schulbildu,ng durch eine
ande,r,e Art der Ausbild,u;ng ,ersetzt, so s,teht diese
der Schulbildung gl,eich.

§ 8
Bei Anwendung des § 7 Absatz 2 b wird ein Dienst, 
der' der Tätigkeit eines · Pfarrers gleichzubewertcn 
ist, in vollem Umfange berücksich,tigt. Em,e nicht 
gleichzubew.ertende Tätigkeit kann ganz oder teil­
w,eise berücksichtigt werden, wenn die Tätigkeit für 
den Diensit des Pfarrers- förderlich war. 

§ 9
(1) Bei Anwendung des § 7 Absatz 2 b werden nicht
berücksichtigt
a) Dienst:z;eiten in einem Dienstv:erhältnis, da& durch

Disziplinarurteil, durch gerichtliches Urteil, dur,ch
eine sonstige Entlassung aus disziplinarischen
Gründen oder zur Vermeidu�g -einer disziplina­
rischen Untersuchung durch. EntlasSl.l!Illg auf An­
trag beendet worden �st

b) Diensfaeiten als. Pfarrer oder Hilfsprediger in
1einem Dienstverhältnis,· das durch Auss,cheiden
aus dem Dienst beendet worden ist

c) Dienstzeiten in einem Arbeitsrechtsverhältnis, das
f,lUS ,einem vom. Beschäftigten 21U vertr.etenden
Grunde mit so:forti�r Wirkung betm<;tet worden
ist

d) Dienstzeiten, für die e,illle Abfindung. aus kirch­
lichen oder sonstigen Mittieln �ewährt worden
ist.

(2) Ausnahmen von den Vorschriften des Ahs.at11es
1 a bis d kön:iien 7luge1assen · werden.
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§ 10
Kirchlicher Dienst im Sinne des § 7 Absatz 2 b ist 
auch der Dienst in missioniarischen, diakonischen 
oder sonstigen kirchlichen W,erken und Einrichtun­
gen ohne Rücksicht auf derien Rechtsform. 

§ 11
Die Zeit, um die der Beginn des Besoldungsdien,s,t­
alters nach § 7 hinausruschieben ist, wird auf volle 
Monate ab�erundet. 

§ 12
(]) Wird ein Pfarr.er ohne Dienstbezü�e beurlaubt. 
so wird sein Besoldung,sdienstalter mp. die Hälfte 
der Zeit des Urlaubs hinausgeschohen. Das gilt 
nicht, wenn die_ kirchlic_he Aufsichtsbehörde -ein 
dienstliches Intercesse an der Beurlaubung spfüeslem 
bei Beendigung des Urlauh5 schriftlich anerkannt 
hat. 
(2) Das Besoldungsdienstalter eines Pfarrers, dem
wegen schuldhaft,en Fernhleihen:s vom Amt der An­
spruch auf Dienstbezü�e aberkannt ist, wird um
die Zeit des Fernbleibens hinausgeschoben.
(3) Für die Ber,echnung der in den Absätzen, I und
2 genannten Zeiten g_ilt § 11 entspr,echend.

3. Z u l a g e n z u m G r u n d g eh .a 1 t
§ 13

Die Gliedkirchen sind ermächtigt, den Inhabern ei­
ner Pfarrsrtdle von besonderer gliedkirchlicher Be­
deutung ruhe19ehaltsfähige oder nichtruhegehaltsfä11i­
ge Zulagen zum Grundg,eh,alt zu giewähren. Das 
gleiche gilt hinsichtlich der Grundgehaltszulagen für 
Träger ,eines Leitenden geistlichen Amtes, sofern sie 
Inhaber einer Pfarrstelle sind. Entsprechendes gilt 
für die gesamtkirchlichen Pfarrstellen der Evange­
lis,chen Kirche der Union. 

§ 14
(1) Die Superintende;nten erihalten für die Dauer
ihres Superin�enclente�amt-es von ihrer Kirchenge­
meinde ,eine Zulage zum Grundgehalt in der in der
BesoldungstabeHe festgesetzten Höhe.
(2) Die Superintendenten ei,halten :forner für di.e
Dauer ihres Superintendenteniamt•es von der Glied­
kirche -eine Ephoralzul.ag.e in der in der Besoldungs­
tabelle festgesetzten Höhe.

4. a r t l i Ch er s O 11 der zu s ,c h la g
§ 15

(1) Die Pfarr-er mit dienstlichem Wohnsitz in Berlin
erhalten ,einen örtlichen Sonderzus,chlag von drei
vom Hundert des Gnmd!!}eh.alts einschließlich der
ruhegehaltsfähigien Zulag;en zum Grundgehalt.
(2) Zu der Ephoralzulage wird ,ein örtlicher Sonder­
zuschlag nicht gewährt.

5. D i e n s t w oh n u ,ri g
§ 16

(1) Die Diens-twobnung ist in einem Pfarrhaus, oder,
wo ein solches nicht vorhanden ist, möglichst in
einem anderen kirchlichen Gebäude zu �ewähren.

(2) Inwieweit der Pfarrer v,erpfliohtet ist, zur Un­
terhaltung seiner Dienstwohnung und zu den damit
v,erbundenen Lasten beizutragen, bestimmt sich nach
den für die Nutzung und Instandhaltung der kirch­
lichen Dienstwohnungen erlassenen gliedkir-chlichen
Vorschriften oder in Ermangdung sokher Vorsc.hrif­
V ten nach der örtlkhen tJbuDJg.

§ 17
(1) Die Dienstwoluwng soll der Amtsstellung des
Pfarr-ers und der Eiijeniart des pfarramtliche1n Dien­
stes, der in V,erkündi�ng, Seelsorge und Lehrtätig­
keit besteht und deshalb überwiegend geistige Ar­
beit in der Stille verlangt, eintspr,echen. Außerdem
sind die örtlichen V,crhältniss,e und der Familien­
stand des Pfarrers zu berücksichtigen.
(2) Üer Pfarrer muß sich ohne Entschädigung zc,dt­
lich bedingte Einschränkml@en des Wohnraums ge-
fallen lassen.
(3) Als Zubehör zur Dienstwohnung soll nach Mög­
lichkeit auch ,ein angemessener Hausgarten bereit­
gestellt werden.
(4) Amts,zimmer, Archiv-, Unterrichl-s-, Verwaltungs­
und ander,e den kirchlichen Zwecken dienende Ge­
meinderäume gehören nicht rur Pfarrdienstwohnung.
Sie sind als Diensträume der Kircheng;emeinde in
erforderlichem Umfange bereitzustellen.

§ 18
(1) Ergehen sich Zweifel über die Angemessenheit
oder den Umfang der Pforrdie11stwohnung nch'lt
Zubehör oder iiher die Nutzung der hierfür nicht
benötigten Räume im Pfarrhause, so entscheidet
hierüber der Gemeindekirchenrat (das Preshyt,e-rium).
Gegen seine Entscheidu111g ist die Anrufung des
K1'eiskirchenrates möglich. Zur Vermieturng oder
Verpachtung einzelner Teile der Diens-twohnung oder
von Zubehör ist der Pfarr.er nur mit Genehmigung
des Gemei.ndekirciwnrates (Presbyteriums) und cler
kirchlichen Aufsichtsbehörde befogt
(2) Die Erklärung ,einer Wohnung zur Dienstwoh­
nung, die Veränderung des Umfang,es oder die Ein­
ziehung •einer Dieins-twohrnurng oder von Teilen ei­
ner solchen oder vo11 Zubehör ist nur mit Geneh­
migung der kirchlichen Aufsichtsbehörde .wlässi,g.

§ 19

(1) Uber die Höhe der Mietentschädigung (§ '3 c)
beschliefü dif Anstellungskörper:schaft. Der Beschluß
bedarf der Genehmigung der kirchlichen Aufsichts-
behörde. '
(2) Anstelle ,einer vorhandenen Dienstwohnung lrnnn
mit Geuehmigung der kirchJichiea A:ufskht3behörde
ausnahmsweise -eine wngemestJ<ene Mietentschädigung
gewährt werden.

6. K i n d e r z u s c h l a g
§ 20

(1) Kinderzuschlag wird gewährt für Kinder des
Pfarrers und für von ihm .aJI1 Kindes Statt ange­
nommene Kinder, ,sow.ie für Sti-efkinder, die der
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Pfarrer in seine häusliche Gemeinscha.ft auf�enom­
men hat. 

(2) Kinderzuschlag wird aiuch für Pfl.egekin:der und
Enkel gewährt, wenn
a) der Pfarrer si,e 'in ,s,eine häusHche Gemenrnschaft

autgenommein hat und
b) keine andere Person yorha:nden ist, die 7lUm Un­

terhalt -des Kindes gesetzlich verpflichtet und
d�u _imstande ist.

Auf den Kinder.2Juschlag w,erden die für den Unter­
halt rund die Erziehung von ,anderer Seite laufend 
�ahlten Beträge angerechnet. 

(3) Als in die häusliche Gemefnschaft aufgenom­
men gelten Kinder auch dann, wenn der · Pfarrer sie
auf seine Kost,en anderweit !\IDter;gebraoht hat, ohne
daß lcLa.durch di.e hä:usliohe Verhind·:ing mit ihm
aufgehoben w,erden s.oll. Für das Kind, das von
ein.er -ander,en Person als dem Ehegatten des• Pfa1.r­
vers an Kindes Statt angrenommen worden ist, wird
den natürlkhen Eltern kein Kinderzuschlag gewährt. ·

(4) Der K:inderzuschlag wird ,gewährt, bis das Kind
das fünfundzwanzigste LeheI'l!Sjahr v<>llen<let, na.ch
VolJendung dres acht:rehnten Lebensj,ahres jedodh nur,
wenn es in 1einer Schul- oder Berufsausbildu1ng steht. 
die seine Arbeitskraft überwiegend iln Anspruch 
nimmt. Der Rat kann bestimmen, ob und inwie­
weit ,eigrenes Einkommen des Ki:ndes, das das, sech­
ze,hnte Lebensjahr vollendet hat, die Zahlung des 
Kinderzusohlagees ausschließt. 

(5) Für ein Kind, das wegen körperlicher oder gei­
stiger Gebr,echen dauernd erwerbsunfähig ist,- wiJ,d
der Kinder2Juschlag ohne Rücksicht auf das Lebens­
aher gewährt, w,en:n die dauemde Erwerbsunfähig­
keit ·vor Vollendung des fünfundzwanzigsten Le­
bensjahres ,eingetreten ist, über das achtzehnte Le­
bensjahr hinaus· jedoch n1t1r, wenn es nicht ein ei­
genes Einkommen '.hat, das den v,om Rat jeweils
f-estgesetz.ten Betrag übersteigt. Waisengeld und Wai­
senrente bleiben, hierbei außer Ansatz.

(6) Ver.zögert sich die Schul- oder. Berufsausbildung
aus einem Grunde, .. der .nicht .in der P.erson. des
Pfarrers oder des Kindes liegt, über das fün.fond­
zwanz:Lgste Lebensjahr hi:oous, oo wird der Kinder­
zusohlag entsprechend dem Zeitraum der nachge­
wiesenen. Verzö�eru:nig länger gewährt.

(7) Für verheiratet.e, verwitwete und geschiedene
Kinder wird kein Kinider7Juschlag gewährt.

(8) Die Höhe des Kinderzusdhilag,es wirq tn. der Be­
soldungstabeUe 'festgesetzt.

§ 21
(1) Für dasselbe Kind w.ird nur ein K inderzusch1ag
gewährt.

(2) Wird einem Kinde nach kirchHohen oder staat­
lichen versorg1.1ngs11ec'btlid1en Vor&ehriften Kinder-·
zuschlag neben Wais,em,geld :gewährt, so erhält der
Pf.arrer für dieses Kind keinen Kinderzuschl.ag,

• (3) Erhäilt der Vater oder di:e ·Mutter eines Kindes,
für das sonst aus kirchlichen KaSiSen ein Kinder­
zuschlag oder eine entsprechende nuwendll'Illg ge-

zahlt werden müßte, von nichtkiI'chHcher Seite ei­
nen Kinderzuschlag, so erlischt in:s.ow.eit der An­
sprucli des Kinderzuschlagsberechtigt,en auf Kinder­
zuschlag, Dies gilt nicht für staatliche Ki1nder7Ju­
schläge, soweit drer Rat dies beschließt. 

(4) Hät:t,en Vater und Mutter eines ,ehelichen oder
eines �emeinsamen an Kindes Statt a.nigenommernen
Kindes 'für dieses Kind Kim.derzuschJag zu erhalten,
so wird der Kinderzuschlag drem Vater al1ein, je­
doch auf Antrag ei.n,es Ans.pruchsberechtig,ten je­
dem von ihnie.n zur Hälfte gewährt. Da.s gleiche
gilt, wenn ,ein Ehegatte das Kind des anderen an
Kindes Statt angenommen hat. Satz 1 gilt entspre­
chend für Pfle�e- und Großeher.n,

(5) Hätten Pflege- oder Gr-of�eltern 111ehen natür­
lichen Elt:ern Kinderzuschlag für dasselbe Kind zu
erhalten, so wird der Kind.erzuschlag IWr den Pfle­
ge- oder Großelt,ern gewährt.

(6) Hätten Stiefeltern !liehen natürlichen Eltern Kin­
derzuschlag für dasselbe Kind zu erhalten, so wi,rd
der Kinderzuschlag nur den natürlichen Eltern ge­
wäihrt.

§ 22
(l) Der KinderzuschJa,g wi.rd vom Erst,en des Manat,.
an gezahlt, in den da.c; für die Gewährung maßge­
bende Eneignis fällt. Entfällt der Grund für die
Gewäihrung des Kinderzuschlages, so wird di,e Zah­
lung erst mit dem Ahlll'uf des nächsten Monats ein­
!1iestellt.

. (2) . Die kirchliche Aufs.id1tshehörde kann bestim­
men, daß der Kinder.zuschlag an den für das Kind 
bes·tellten V,ormund oder Pfleger oder auch an eine 
ande11e Person, die die. Fürsorge für das Kind über­
nommen. hat, eiezti.hlt wird. 

(3) Der Pfauer hat j,ede Ve·ränderung der Verhält­
nisse, di,e die Zahlung ·des Kmderzusohlages heeiin­
flussen könnte, der di.e Besoldung zahlenden Stelle
und 'der kirchJi.ohen Aufsichtsbehörde unv.erzüglich
anzuzeigen.

111. Vers01gu11g

1. Al lgemein,e V o r s chr i f t-e n

§ 23
(l) Die Vers,orgun.g umfaßt
a) Wartegeld
b) Ruhe@ehalt
c) HinterblieheDleilversorgunig
d) Unfallfürsorge
e) Unt,erhaltsheitrag.

(2) Tritt der V ers,orgungsfall in:folg,e ,eines Ereignis­
ses ein, auf Grund dessen dem Pfarr-er wegen Auf­
hebung oder Minderunig der Erwerhsifähi,gkeit oder
seinen v-ersorgu.n,gsheechti.gtein ·Hinterbliebenen. wegen
V.erlust�s des R.echt,es auf Unterilialt ein !!ies<etzlicher
Schiadeooersatzanspruch iiie!!Jen Dritte 7JUSteht. so wird
die Versorgung nur gew.ahi:t, wenn di<eser Anspruch
bis zur Höhe der entsprechenden V ersorgu.ngslei-

. stungen abgetreten wird. In diesem Falle sind. der
Pfarrer oder seine HiinterbTiebenen · v:on Amts wegen
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auf die Rechtsfolg,en einier unterlassenen Abtretung 
hinzuweisen. 

2. W a r t e g e ] d u n d Ru h e g ,eh a 1 t
a) Beneclmungsgrundlagen

§ 24
Das Wartegeld und das Ruhegehalt werden auf der 
Grundlage der ruheg,ehaltsfähigen Dienstbezüge und 
der ruheg,ehaltsfähig,en Dienstzeit berechnet. 

b) Ruhegehaltsfähig,e Dtensthezüge
§ 25

Ruhegehalts.fähige Di,enstbezüge sind 
a) das Grundgehalt, das dem Pfarr.er zuletzt zuge­

standen hat
b) ein an di,e Stelle der Diensrtwohrrung tretender

Ortszuschlag, des,sen Höhe in der Besi0ldungs­
tabeUe fos1gesetzt wird

c) die ruhegehalts.fähiigen Zulagen gemäß §§ 13 und
14

d) für die Versorgungsempfänger mit Wohnsitz jn
Berlin oder Hamburg trHt zu dem Grundgehalt,
das der Berechnung der ,ruhegehaltsfähigen
Dienstbezüge zugrunde Hegt, einschließHch der
ruhegehaltsfähigen Zulagen nach §§ 13 und 14
Absatz 1 ein örtlicher Sonderzus,chla,g in Höhe
von drei vom Hundert.

§ 26
(1) Der bei der Ber•echrrung zugrunde zu legende
Ortszuschlag (§ 25) richtet sich nach der Ortsklasse
des Wohnsitzes und ,nach der Stufo, di,e den F.a,­
milienverhältnissen des Pfarrers entspdcht. 

(2) Es gehören zur
a) Stufe 1

· die ledigen Pfarner, soweit sich nicht aus den
nachs•tehenden Bestimmungen etwas anderes er­
.gibt

b) Stufe 2
verheiratete Pfarrer
verwitwete und g,eschiedene Pfarrer sowie Pfar­
rer, deren Ehe aufgehoben oder für nichtig er­
klärt is,t
ledige Pfarrer, die das vierzigste Lebensjahr voll­
endet haben
ledige Pfarrer, di,e in ihr,er Wohnung einer an­
deren Person nicht nur vorübergehend Unter­
kunft und Unterhalt gewähren, weil si,e• gesetz­
lich oder si:ttlich dazu verpflichtet sind oder
aus gesundheitlichen Gründen ihrer Hilfe be­
dürfen
Pfarrer, denen für ,ein Kind oder für zwei Kin­
der Kinderzuschlag zu gewähren ist

c) Stufe 3
Pfarrer, denen für drei oder vier Kinder Kinder­
zuschlag zu gewähren ist

d) Stufe 4
Pfarrer, denen für fünf oder mehr Kinder Kin­
derzuschlag zu gewähren ist.

(3) Andern sich Wohnsitz 'und Ortsklas,s,e, s,o is,t
der Ortszuschla.g nach der neuen Ortsklas,s,e vom
Ersten ,µes Monats ,an maß.gehend, der aiuf die. An�
derung folgt. Tritt die Änderung am Ers,t,en ,eines
Monats ein, so ist die Ortsklais,se des neuen Wohn­
sitzes schon für diesen Monat maß,g,ebend. Der
Ortszuschlag einer höher,en Stuf,e ist vom Ernten des
Monats an maß.gebend, in den da,s für die Erhöhung
maßgebende Ereignis fällt. Bedi.ngt eine Änderung
des Familienstandes d1e Herabsetzung des Ortszu­
schlages, so bleibt der Ortszuschlctg in der bisheri­
gen Höhe noch für den laufenden Monat und die
folgenden 12 Monate maßgebend.

c) Ruheg,ehaltsfähige Dienstzeit
§ 27

(1) Ruhegehaltsfähige Di,enstzeiten sind
a) die Zei-t im kirchHchen DienSJt vor der zweiten

theologischen Prüfung vom Tage der Einweisung
in das Lehrvikariat an, jedoch in. der Reg,el nur
bis zur Dauer von drei Jahren

b) di.e Zei1 als Hilfsprediger, Pfarr.er oder Kirchen­
beamter innerhalb der Evangdis,chen Kirche der
Union oder einer anderen· Gli.edkhche der Evan­
gdischen Kirche in Deutschla1nd

c) di.e Zeit eines Wartestandes, soweit dies, nicht
nach § 10 Absatz 3 Satz 3 des Disziplinarg,e­
set:z;es der Evan,gelischen Kirche in Deutschland
vom 11. März 1955 (Amtsblatt der Evangelischen
Kirche in Deutschland Nummer 59) ausgeschlos.­
s,en ist

d) die Dienstzeit als Hilfspredig.er oder Pfarrer, die
er hauptberuflich im Dien:sit von mis.si01narischen,
diakonis,chen oder sonstig•en kir,chlichen Werken
und Einr.ich1ung,en innerhalb de·r Evangelischen
Kirche in Deutschland verbracM hat

e) die Dienstzeit als Hilfsprediger oder Pfarrer in
,einer ausländischen evangelischen Kirchenge­
meinde, die der Evangelischen Kir,che in Deutsch­
land oder ,einer ihrer Gliedkirche.n angeschlossen
ist. Die Zeit eines ,entsprechenden Dieru,,tes. bei
einer anderen ausländischen Kirchengemeinde
oder Missionsgesellschaft kann ganz oder teil­
weise als ruhegehaltsfähig anerkannt werden.

(2) Dienstzeiten, die nach § 9 Absatz 1 a und b
nicht berücks'ichtigt worden sind, sind auoh nicht
ruheg,ehaltsfähig.

§ 28
Die ruhe,geha.Jtsfähig,e Dienstzeit =ch § 27 erhöht 
sich um die Zeit, die ein Pfarrer im Ruhestand in 
der vol1en Wahrnehmung einer pfarramtliche.n oder 
gleichwertigen Tätigkeit innerhalb der Evangelis,chen 
Kir6he der Union zurückgelegt hat. 

§ 29
(1) Als ruhegehaltsfähig gilt die Zeit, in der ein
Pfarrer vor seiner festen Anstellung nach V ollen­
dung des siebzehnten Lebensjahres
a) nicht berufsmäßigen Wehrdienst geleistet oder
b) sich .in Kriegsgefangens•chaft befunden hat.
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(2) Der Rat hestimmt, wdche weiteren Zeiten als
ruhe�haltsfähig gelten.

§ 30
Die nach VoHendung des siebzehniten Lebensjahre.s 
verbrachte ZeH ,einer pr,aktischen Tätigkeit oder ei­
ner nichttheo1ogischen Hoch-. oder Fachschulausbil­
dung kailln als ruhegehaltsfähi.ge DiensitzeH ganz 
oder tetilweise berücksichtigt werden, sof.em diese 
Tätigkeit oder Ausbildung für den Diens,t eines 
Pfarrers förderlich war. 

§ 31
(1) Kirchlü;:her Dierust im Auslande, bei dem der
Pfarrer g,esundheitsschädigendem. klimatis,chien Ein.­
flüssen aus�etzt war, kaI11n, ,soweit er naich Vollen­
dung des fünfundzwanzigst,en Lehens_:a'ues liegt, bis
zum Doppelten als ruhegehaltsfähige Dienstzeit be­
rücksichtigt werden, wenn dieser Dienst ununter­
brochen mindestens -ein Jahr g-edauert hat.
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Pfarr.er, die nach
der bessonder•en Art ihrer dienstlichen V,erpflich­
tung -erfahrungsgemäß der Gefahr einer vorzeitigen
körperlichen Abnutzung in erhöhtem Maße ausge­
setzt sind und infolge einer dadurch bewirkten . Ge­
sundheitsschädiogung vorneitig in den Ruhestand ver­
setzt werden oder sterben. Die ErhöhUJI1,g des Ruhe­
gehalts soll in di-esen Fäl1en in der Regel 7;ehn vom
Hundert der ruhegehaltsfähigen Dierustbezüge nidht
üher,stei�en,

§ 32
Nicht ruhegehaltsfähiig sind di,e Zeiten einer Beur­
laubung obne Die11iStbezü.ge, soweit nicht die Be­
rücksichtigung bei Erteilung, späLest.erus bei Beendi­
gung eines den kirchlichen Belangen dienenden Ur­
laubes zugestanden ist. Die Bestimmulllg des § 12 
Absatz 2 findet auch bei der Festsetzung des ruhe­
g-ehaltsfähigen Diienstahers Anwendu.ng. 

d) Höhe des W arLeg;eldes

§ 33
Das Warte�d beträgt achtzig vom Hundert der 
ruhegehaltsfähigen D1en,stbezüge. Für jedes volle 
und ang-efangene Jahr. dais dem Pfarr.er an fünf­
undzwanzig Jahren ruhegie'ha.ltsfähiger DieTuStze.it 
fehlt, wird das Wartegeld um zwei vom Hundert 
der ruheg;ehaltsfähigen Dienstbezüge niedriger be­
messen. Das Wartegeld beträgt mindestens fünfzig 
vom HW1dert der ruhiegehaltsfähigen Dienstbezüge. 

e) Höhe des Ruhegehalts

§ 34
(1) Das Ruhegehalt beträgt bis zur Vollendung ei­
ner zehnjahrigen ruhegehaltsfähigen Dienstzeit fünf­
unddreiß.ig vom Hundert und s-teigt mit jedem wei­
teren Dienstjahr bis zum vollendeten fünfundzwan­
zigsten Dienstjahr um zwei vom Hundert, von da
an um -ei� vom Hundert der. ruhegehaltsfähigeI:l
Dienstbezü19{! bis zum Höchsts-atz von fünfundsieb­
zig vom Hundert. Ein Rest der ruhegehaltsfähigein

Dienst�eit von mehr als 182 Tagen gilt als voll­
endetes Dienstjahr. 

(2) Das Ruhegehalt darf nicht hinter e'in,em vom
Hat zu bestimmenden Mindestsatz (Mindestruhege­
haltl · zurückbleiben.

§ 35
Hat ei.n Pfarrer ein mit höheren Dienstbezügen ver­
bundenes kirchliches Amt innerhalb der Evallßeli­
schen Kirche der Union bekleidet und diese Bezüge 
mindest,ens ein Jahr lan,g -erhalten,� so wird d&s; Ru­
hegehalt nach den höheren ruhegehaltsfähigen Dienst­
bezügen und der gesamten. ruhegehaltsfähigen Dien&t­
zeit berechnet. Das- Ruhegehalt darf jedoch die ru­
hegehaltsfähigen Dienstbezüge des letzten Amtes 
nicht übersteiee,n. 

3. H in t e r b l i ,e b ,e n e n v e r s o r g u n g

a) Sterbemonat

§ 36
(1) Den Erben eines verstorbenen Pfarrers verblei­
ben für den Sterbemonat die Dienstbezüge des Ver­
storbenen und die zur Bestreitung von Dienstauf­
wandskosten bestimmten. Einkünfte.
(2) Bei Pfarr-em im W.arte- oder Ruhesotan.d sowie
bei ehemalig;en Pfarrern tritt an die Stelle der
Dienstbe.züg,e das Wart,egeld, das Ruhegehalt oder
der {Jnterhaltsheitrag.
(3) Die noch nicht gezahlten Teile der Diens,tbe:r,üge
für den Sterbemonat können· statt an die Erben an
die Witwe oder die Abkömmlinge gezahlt werden.
b) Sterbegeld

§ 37
(1) Die "\V.itwe und die Kinder eines Pfarre!'!l sowie
die von ihm an Kindes Statt ang,enommenen Kinder
erhalten Sterbegeld in Höhe des Zwei:f.achen der
monatlichen Di-en,stbe:züg;c des Verst-orhenen aus­
schließlich der Kinderzuschlä-�. Die zur Bestrei­
tung von DienJStaufw.andskosten bestimmten EinkünJ­
te entfallen. § 36 Abs.atz 2 gilt entsprechend.
(2) Sind Hinterbliebene im Sirune des Absatres 1
nicht vorhanden, s,o ist Sterbegeld .auf Antrag z.u
gewähr,en
a) Verw.andten der aufäteigen,den Linie, Geschwi­

stern, Geschwisberkindem oder Stiefkindern, de­
ren Ernähr,er der V erg,torbene ganz oder über­
wiegend gewesen ist, oder

b) Personen, di,e diie Kosten. der letzten Krankheit
oder der Bestattung getragen haben, bis rur Höhe
ihrer Aufwendungen.

Die kirchlich'e Aufsichtsbehörde bestimmt, an wen 
das Sterbe-!1Jeld zuf zahlen oder wie es uillter mehrere 
Ber,echtigte · zu v,erteilen ist. 

c) Witwen- und Waisengeld

§ 38
Die Witwe ,eines im Amt, im Warte- oder Ruhe­
stand verstorbenem. Pfarrers erhält Witwengeld. Dies 
gilt nicht. wenn 
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a) die Ehe weniger als drei Monate gedauert hat,
und nach den besonde11ein Umständen des Fal­
les die Annahme �r,echtf.erti,gt ist, daß es der
alleinig,e oder überwiegende Zweck der Heirat
war, der Witw,e ,eine V,en,orgung zu verschaffen,
oder

b) die Bhe ,erst nach dem Eintritt des Pfarrers i:n
den Ruhestand gesch1oss,en worden is.t und der
Pfarrer im Ruhes,tand ziur Zeit der Eheschließung
das fünfondsechzigst,e Lehel!lsjahr herei-ts• vollen­
det hatte, oder

c) die eheliche Gemeinschaft beim Tode des Pfar­
rers durch gerichtliche Entscheidung aufgehoben
war.

§ 39
Diis Witwengeld beträgt sechzi,g vom Hundert des 
Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten. hait oder 
erhalten hätte, wenn ,er am Todestag in den Ruhe­
stand getreten wäre. .Ändemng,elil des Mindestruhe­
gehalts (§ 34 Absatz 2) sind zu berücksJ.chti§en. 

§ 40
(I) Die Kinder und die von hllill an Kindes Statt
angenommenen Kinder ,eines im Amt, im Warte­
oder Ruhestand v,erstorbenen Pfarrers erhalten W ai­
sengeld.

(2) Kein Waisengeld erhahen die Kinder eines im
Ruhestand verstorbenen Pfaners, wenn .s,ie aQs •einer
Ehe stammen, die erst nach dem Eintritt in den
Ruhestand und nach Vollendung des fünfundsech­
zigsten Lebensjahres des Pfarrers im Ruhestand ge­
schlossen wurde, oder wenn sie erst nach diesem
Zeitpunkt für ehelich erklärt · oder an Kindes Statt
angenommen worden sind.

§ 41
(1) Das Waisengeld beträgt für die Halbwaise zwölf
vom Hund!ert und für die Vollwaise zwanzig v,om
Hundert des in § 34 heZJeichnete:n Ruhegehalts. Än­
derungen des Mi:ndestruheg.ehalts (§ 34 Abis.atz 2)
sind zu berücksichtigen.

(2) Wenn die Mutter des Kindes des Verstorbenen
nicht zum Bezuge von Witwenigield berechtigt .ist
und auch keinen Unt,erhaltsbeitra.g nacli den §§ 51
und 53 in Höhe des Wiiwenil}eldes erhält, wird das
Waisengeld nach dem Satz für Vollwaise:n §ezahlt.
Es darf zuzüglich des Unterhaltsbeitrages den Be­
trag des Witwengeldes und des W aisen,geldes nach
dem Satz für Halbwaisen nicht überstei§en.

(3) Der W ais,engeldanspruch ein,es Kindes wird nicht
dadurch berührt, daß ,es an Kindes Sta.tt an.gienom­
men wird.. Erwirbt das Kind duroh delil. Tod des
Annehmenden einen neuen W aisen�danspruch, so
erlischt der frühere W aisengieldanspn.ch in der Hö­
he, in der das neue Waisengeld gezahlt wird.

(4) Hat ·ein Kind einen Waisengeldanspruch sowohl
aus dem kirclilichen Dienstv•erhältn.is des Vaters als
auch aus einem kirchlichen Die:nstverhältnis der
Mutter, so wird nur das höher-e W aisen/!jeld ge­
zahlt.

§ 42
(1) Witwen- und Wa�eld dürfen w,eder einzeln
nooh zusammen den Betrag des ihr,er Berechm,mg
zugrunde zu legienden Ruhegehalts überstei.�n. Er­
gibt Seich an Witwen- und Wa,isen@eld ziusammen
ein l1öherer Betrag, so werden die ,einzelnen Beträ§e
im gJ.eiahen Verhältnis gekürzt.

(2) Nach dem Ausscheiden •eines Witwen- oder
Waisengeldberechtigt,en erhöht sich das Witwen­
oder Waisengeld der verbleibenden Berechtigten vvm
Beginn des folgen.den Monats .an :insoweit, als sie
nach Absatz 1 noch nicht den vollen Betrag nach
§ 39 oder § 41 ,erhalten.

§ 43
Die Zahlung des Witwen- und Waisen,geldes be­
ginnt mit Ablauf des Sterbemonats. Kinder, die 
nach diesem Zeitpunkt gebor,en. werden, erhalten 
Waisengeld vom Ersten des Geburtsmo�.ats an. 

d) Bezügie bei Verschollenhcit

§ 44
(1) Ein v,ersohoUener Pfarrer oder Versorgun,gsemp­
fängier behält den Anspruch auf Dienst- oder Ver­
sorgun,gshezüge bis zum Ablauf des Monat&, in dem
die Kirchenleitung festst,ellt, daß sein Ableben mit
Wahrscheinlichkeit anZUJ1ehmen ist.

(2) Vom Ersten des Monats an, der dem in Absatz 1 

bez,eichneten Zeitpunkt folgt, erhalten Personen, die
im Falle des Todes .d•es Verschollenen nach den
§§ 38 bis 43 Witwen- !Oder Waisengeld oder nach
den §§ 51 und 52 ,einen Unterhaltsbeitrag erhalten
würden, diesie Bezüge. Die Bestimmungen. der §§ 
36 und 37 sind in diesem FaU.e nicht anzuwenden.

(3) Kehrt der Verschollene zurück, so lebt sein An­
spruch auf Dienst- und Versorgungsbezüge, soweit
nicht besondere ges•etzliche Gründe entgegenstehen,
wieder auf. Nachzahlungen an Dienst- oder \' er­
sorgungsbezügen sind längstens für die Dauer eines
Jahres zu leisten. Die nach Absatz 2 für den glei­
chen Zeitraum gewährten Bezüge sind anzurechnen.

(4) Ergibt sich, daß der Pfarrer ohne Genehmigung
schuldhaft dem Dienst fern/!jeblieben ist, so können
die nach Absatz 2 �zahlten ß.ezüg,e von fäID zu­
rückgefordert werden.

4. K i n d •e r .z u s c h 1 a g
,. 

§ 45
Neben Wart,egield, Ruhegehalt, Witwengeld oder Wai­
s,en@eld für Vollwais,en wird Kinderzuschlag nach 
den Vors.chrifteri. der §§ 20 bis 22 g,ewährt. 

5. U n f a l l f  ü r s o r g e

§ 46
(1) Wird •ein Pfarrer durch einen Di,enstunfall ver0 

letzt, so ist dieser seiner kirchlichen Aufsichtsbe­
hörde auch bei kleine11en Verletzungien unver.:.üglich
anzuzei�en. Dem Pfarrer oder. s,einen Hinterblie­
benen wird f!iegen Verzicht auf Schaden,s,ersatzan-
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sprüclie gegen den Dienstherrn Unfallfürsorge ge­
währt. Die Vorschrift des § 23 Absatz 2 über die 
Abtretung seines gesetzlichen Schadensel\'li8.tzanspru­
ches bleibt unberührt. 
(2) Die Unfallfürsor�e umfaßt
a) Heilverfahren

b) Erstattung von Sachschäden und besonderen Auf-
wendung1e111. 

c) UnfEt.11.ausgleich
d) Unfallruhegeh-0lt oder Unterhali:sibeitraig
e) Unfallhinterbliehenenversorl!Jung

§ 47
(1) Unfallfürsorg·eansprüche sind illJilerhalb einer
Ausschlußfrist von zwei Jahr.en nach dem Eintritt
des DienstunfaUes bei der kirchHchen Aufsichts�
behörde des Verletzt,en anzumelden.
(2) Nach Ablauf der Ausschlußfrist .ist die Anmel­
dung m:ir zu berücksichtig.en, werun seit dem Dienst­
unfall noch nicht zehn Jahre v-erl§angen s.ihd und
wenn gleichzeitig glaubhaft gemacht wird, daß eine
den An:sipruch begründende Folge des' Unfalls erst
später bemerkbar geworden ist oder daß der Be-

. rechtigte von der Verfolgung seines Anspruches 
durch außerhalb seines W!i.llens liegende U:inständ:e 
ab�ehalten worden ist. Die Anmeldung muß, .1ach­
dem eine Unfallfolge bemerkbar geworden odiet das 
Hindernis fiir die Anmeldung we.gigefallen ist, in­
nerhalb e1ner Frist vo,n · drei Monaten .erfo.lgen. Die 
Unfallfürsorge wird in dies.en Fällen vom Tagie der 
Anmeldung ab gewährt. Zur Vermeiduillg von Här� 
ten karun si,e .auch von .ei;nem früheren Zeitpunkt 
ab gewährt werden. 
(3) Der Superintendent ,!Und c]ie kirdhJiche Aufsichts­
behörde haben jeden Unfall, der ihnen von Amts
w,egen oder durch Anmeldung dei Beteiligten be­
kannt -wird, s,ofort zu un tiersuchen. Die kirchliche
Aufsichtsbehörde teilt das Er.gebnis der Untersu­
chung den Beteiligten schriftlioh mit.

§ 48
(1) Die näheren Vorschriften über die Unfallfürsor­
ge erläßt der Rat.
(2) Der Rat kann hestin1men, daß die Gewährung
von Unfallfürsor€Je beschränkt oder .aus�hlos,s,en
wird, wenn der Pfarrer den Di,enstuniall vorsätz­
lich oder grob. fahrlässi,g herbe;ig,eführt hat.

6. U n t e r  h !!, lt ,s bei t r .a .g
§ 49

Einem Pfarrer, der zur V,ermeidung, oder z,ur Er� 
ledigung eines Disziplinarverfahrens aus seinem 
Dienst unter Verlust des Anspruches auf Besoldung 
und Versorgung auf seinen Antrag entlas,sen wird, 
kann die kirchliche Aufsichtsbehörde ,einen wider� . 
ruflichen Unterhaltsbeitrag hewillig,en, auch wenn 
der Pfarrer nod1 dienstfähi,g ist.' Der Unterhalts­
beitrag darf .für längstens fünf Jahre bis zu fünf­
undsiebzig vom Hundert uil!d über diesen Zeitraum 
hinaus 'höchstens· fünfzig vom Hundert des Ruhe­
gehalts betragen,· das der Pfarr-er im Zeitpunkt der 
Entlassung ,erdient hätte. Daneben kann KinderZlll- · 
sohlag gewährt wer.den. 

§ 50
Einern ehemali�en P:faner, der den Anspruch auf 
Ruhe�ehalt ·info]g,e disziplinarischer Entscheidung 
oder i,nfol� EntlassU'IlJg auf s,einen Antrag zur V er­
mei dung von Disziplinarmaßna:hmen verloren hat, 
kann die kirchliche Aufsii.chtshehörde innerhalb der 
in § 49 genannten Höchstgr,enze einen widerrufli­
chen UnteThaltsbeitrag bewilligen, wenn der ehema­
li�e Pfarrer nach s,einer wirtschaftlichen Lage der 
Unterstützung bedürftig und ihr,e.r nicht unwürdig 
erscheint. 

§ 51
(1) Hinterbliebenen der in §§ 49 und 50 genannten
ehemaligen Pfarrer können widerrufliche Unt:erhalts­
beiträge bewilligt w,erden. Die Unterhaltsbeiträge
sind nach den . Hundertsätzen des Witwen- und
Waisengeldes zu her-eclmen. Das dabei zugrunde
,zu le�ende Ruhegehalt darf d,i.e in § 49 vo.rgeschrie­
benen Höchsitsätz,e des Unterhaltsbeitrages nicht
übers1eigen.
(2) Unterhaltsbeiträge für mehrere Hinterbliebene
dürfen zusammen ebenfalls dies,e Höchstsätze nicht
über.stei�en.

§ 52
· Bd Bewilligimg,en nach den §§ 49 bis 51 hes,timmt
die kirchliche Aufsichtsbehörde den Zahlungs.emp­
fänger.

§ 53
0) In den Fällen des § 38, in denen ein Anspruch
auf Witwengeld nicht besiteht, kann widerruflich ein
Unterhal1:6beÜr.ag bis zur Höhe des Witweng.eldes
bewilligt werden.
(2) Der geschiedenen Ehefrau eines im Amt, Warte­
oder Ruhestand verstorbenen Pfarr-ers, die· im Falle
des Fortbest,ehens der Ehe Witwen�eld erhalten hät­
te, kann widerruflich ein Unt,erhaltsiheitrag bis zur
Höhe 'des Witwengeldes. gewährt werden, wenn ihr
der V,ers,torhene .zur Zeit seines Todes Unterhalt zu
leis-ten v,erpflichtet war oder wenn andere Umstände
dies reohtfertigen. Eine später ein@etretene oder
ein1retende Änderung der Verhältnisse kann berück­
sichtigt werden. Diese Bestimmuil@ten gelten auch
für die früher,e Ehefrau ,eines verstorbenen P:ta,rre.rs,
dessen Ehe aufg,ehohen oder für nichti.g erklärt
war.
(3) In den FäHen des § 40 Absatz 2 kanlll wider­
ruflich ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Wai­
sengeldes bewilligt w,erden.
(4) § 43 gilt auch für die Zahlung des Unterhalts-
heitragies,;

7. Zus i cher'lln g von· Ver sorgung s,be zü-
g e n  i n  bes o n d ,e r,e n F äll,en

§ 54
(1) Einern Pfarrer, der im Di,enst eines lillSSIOna­
riS'cihen oder diakonischen w.erk,es, ,einer kirchJichen
Anstalt oder einer sonstigien kirchlichen Einrichtung
innerhalb der Evangelischen Kirche der Union oder
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einer ihrer Gli-edkirchen steht, aber von: einem an­
deren Rechts-träger als den im § 2 Absatz 1 8e­
narrnten AnstellungskörIJ:l!rschaften_ angestellt ist, 
kann die Versorgung nach Maßgabe diieser Ordniung 
dur-oh Vereinbarung .zug,eakhert w,erden, . werun, sich 
der R,echtsiträger verpflichtet, für ihn wälu:end der 
Dauer seines Di.enstverhältn.iS1Ses den vorgeschriebe­
nen Ver.sorgungsbeitrag ·zu· entri,ohten, 

(2) · In AusnahmefäU.en kann auch · einem Pfarrer
anderer kirchUc'her Werke und Einrichtungen, die
in Absatz 1 bezeichne1e Zusicherung gegeben wer­
den, wenn dies ·im kirchlichen Lnteresse liegt.

(3) Der Berechnung der Versorgun.gshezüge dür:f.en
die Dienstbezüge nur •insoweit �ugrunde gelegt wer­
den, als si-e nach _dieser Ordnung (§ 25) ruheg.e­
haltsfähi'g sind. Fürsorgeleistungen, die über Un­
fallru'hegehalt und Unfallhinterbliebenenbezüge hin­
ausgehen, sind von der Zusicher.ung aus.geschlossen.

§ 55
(]) Die Vereinbarung ist zwischen 
a) der Evangelischen Kirehe der' Uruion oder einer

ihrer Gliedkirchen
b) dem Pfarrer und
<:) d·em Rechtsträg-er, in dess,en Dieirns� der Pfarrer

steht, 
abzuschließen. Sie bedarf der Schriftform. 

. (2) In der Vereinbarung ist f.estzul,egen, 
a} daß die Zusichening nur für die Daue.r des ge­

,genwärtigen Amtes des Pfarrers gegeben wird
b) daß die Versetzung des Pfarr:ers in den Ruhe­

stand. der Zustimmung der kirchlichen Aufsichts­
behörde bedarf

c) daß di'.e Zusicherung ohne Anspruch .auf Erstat­
tung der geleistet,en Zahlungen zurückgenommen
werden ka-1]:Il, wenn trotz wiederholter Mahnung
des Rechtsträgers untier Benachrichtigung des
Pfarners der Versorgungsb,eitr.ag länger als ein
Jahr im Rückstand bleibt

d) daß die Vomussetzung für die Zahlung v:onVer­
·sorgungsbezügen der rechtzeitige Eingang des Ver­
sorgungsbeitrages ist

e) daß die BeteiHgten sich der Entscheidlllllg der
kirchlichen Aufsichtsbehörde unterwerfen hin­
sichtlich der Ruhensberechnrun,g (§§ 58 und 59)
und der Bemessung von Bezügen, die dem Ver­
sorgungsberechtigten .im Fall seiner Wiederver­
wendung zu gewähr,en sind.

(3) Wird die V ereinbarun,g v•on einer Gliedkirche
abgeschlossen, so siteht ihr der Versoocgung,gbeitrag
zu. In dies,em FaU.e rich1t,et sich der Versorgungs,­
anspruch gegen die Gliedkirche.

§ 56
m Der Vers-orgun,gsbeitrag wird v-on der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde f.estl!ie.setizt. 

(2) Der Versorgun,gsbeitrag besteht .in ,einem Hun­
dertsatz der ruhegehahsfähigen Dienstbezüge und
darf für die Pfarrer '.in'1 Dienst dreiunddl'eiß4!ein­
drittel v,om Hundert di-eser Dienstbezüge, für Pfar­
rer im Ruhestand fünfzehn vow. Hundert der dem

Ruhegehalt zugrunde �elegten ruheg,ehaltsfähigen 
Dienstbezüge nicht üherst•ei�. Für Ruhestands-­
pfauer, die weder verheiratet $ind, noch Kinder 
unter achtzehn Jahren haben, sind -keine Verso,r­
gungsbeiträge zu entrichten. 

8. G e m e i n s a m e V o r s c h ri f t e n f ü r d i e
V e r s o r g u n g

al Zahlung der Versorgungsbezüge 

§ 57
' (1) Die kirchliche Aufsichtsbehörde ,entscheidet über 
die ruhegehaltsfähig,en Diens,tzeiten, stellt die Ver­
sorgungsbezüge und die Person des Zahlungsemp­
fängers fost. Ob ZeUen auf GrU111d des § 30 cider 
des § 31 Absatz 1 als ruhegiehaltisfähige Dienstzeit 
zu berücks.ichtig-en sind, ist bei der · Berufllll,g zu 
entscheiden und dem Pfarrer mitzuteilen. Diese 
Entscheidungen stehen unter dem Vorbehalt eines 
Gleichbleibens der Rechtslage, die ihnen zugmnde 
liegt. 

(2) Die kirchliche Aufs.ichtsbehörde entscheidet auch
über die Bewilligung von Versorgungsbezüigen, auf
die kein Rechtsanspruch beste'ht (Unterhaltsbeiträ­
,ge).

(3) Unterhaltsbeiträ13e dürfen nicht vor Eintritt des
Versorgungsfalles bewilligt werden. Vorherige Zu­
sicherung,en sind unwirksam .

b} Ruhen der V,ers,orgungsbezüg,e

§ 58
Unter welchen Vorausse121un,g-en und in welchem 
Umfange der Ans,pruch auf V,ersorgungsbezüge ruht. 
wenn ein Versorgun,gsberechiti-gter rnehen kirchlichen 
Vetsorgungsbezüg,en -ei,n anderweitiges Arbeitsein­
kommen hat, bestimmt der Rat. 

§ 59
(1) Die Versorgungsbezüg,e ruhen, solange der V er­
sorgungsberechtigte seinen WohMitz oder dauernden
Aufenthalt a'uß.erhalb des Währungs,gehietes der bis­
her zahlenden Kasse hat.

(2) Bei Übersiedlung des V erso.rgungsbereohtigten
in außerdeutsche Länder k.a;nn die kirchliche Auf­
sichtsbehörde Ausnahmen zulas,sen, auch die Zah­
lung der Versorgungsbezüge von der Bestellung ei­
nes Ernpfan,gsbev-ollinächtfgten abhängig machen.

(3) Haben die Versol'gungsbezüge längier als drei
Jahte geruh.t. so können sie dem Versorgung;sherech­
tigten entzo19en werden. Bei Vorliegen besonderer
Verhältnisse ka001 die. Versorgung g8Il!Z · oder teil­
weise wieder zuerkannt werden.

c) Zusammentreffen mehrerer Versor�ungshezüge

§ 60
(1) Erhalten aus ein.er V,erwendung im kirchlichen
oder sonstigen Dienst
a) ein Pforr,er im Warte- i0der Ru1he&tlllll.d Wartegeld

oder Ru'hegehalt oder eine ähnliche Versorgung
h) eine Witwe ,oder Waise aus der Verwendung

des im Amt, Wart•e- ,oder Ruhestand verstorhe-



10 Amtsblatt Heft 1/1965 

nen Pfarners Witwenl!jeld, Waisengeld oder eine 
ähnliche Versorgung 

c) eine Witwe iW artegeld, Rulhegehalt oder e.in,e
ähnliche Versorgung,

so sind daneben c!J..e Versorgungs,bezüge nadh dies,er 
V,j:!rordnung bis zum Erreidhen .der in Absatz 2 be­
zeichneten Höchstgrenze zu zahlen. 

(2) A1s Höchstgrenze gelten
a) für Pfarrer im W art,e- oder RuhestBllld das War­

tegeld ,oder Ruhegehalt, das sich unter Berück­
sichtigung der gesamten ruhegehaltsfähigen 
Dienstzeit aus den !höheren ruhe,gehalts:fähigen 
Dienstbezügen ergeben würde. Die höheren ru­
hegehaltsfähigen Dienstbe.züge bestimmen sich 
nach dem Amt, in dem der Empfänger im Laufe 
s,einer gesamten Dienstzeit die 'höher-en ruheg·e•­
lhaltsfähigen Dienstbezüge erreicht !hätte 

b) für Witwen ,oder Waisen im Falle von Absatz
l b) :die Versorgungsbezüge, die sdch aus, dem
nac'h .a) berechneten Höch.$truhegehalt ergeben
würderi

c) für Witwen im FaHe von Absatz 1 c) sedhzig
vom Hundert der ruhegehalts,:fähigen Dienstbe­
züge, aus- denen das dem Witwengeld zugrunde
liegende Ruhegehalt berechnet ist oder, wenn
es für die Witwe .günstiger ist, das Ruhegehalt,
aus dem das Witwe�eld berechnet ist.

(3) Sind die V,ersorgungsbezüge nach dieser Verord­
nnmg später erworben als die in Absatz l bezeich­
neten, ISO finden die Absät:.?e 1 und 2 keine An­
wendung, wenn nach dem für das frühere Dienst­
v-erhältnis maßgebenden Recht Vorschriften über das
Zusammentreff.en mehrerer Versor�ngsbezüg,e an­
q;uwenden sind, nadh denen -eine Kürz� der frü­
her erworbenen Bezüge eintritt.

§ 61
(1) Alters-, Invaliden-. Witwen- und Waisenrent�n
der Sozialv,ersidh.erung Werden mit Ausn.ahme des
Rentenanteils,, der auf fr.eiwilliger W eiLerv.ersiche­
rung nac'h Erwerb des Rentenanspruchs beruht, auf
die Versorgungsbezüge an.gerechnet. Das gilt nicht
für Alters- und Invalidenrenten der Witwen und
der Waisen aus eigener sozi.alversicherull@SIPflich­
tiger Tätigkeit.

(2) Werden sozialversicherungspfü.chtig-e Beschäfti­
gungszeiten nur zum Teil als ruhe�eh.altsfahige
Dienstzeit berücksichtigt, so werden cüe Sozialver­
sicherungs-Renten gemäß Absatz l nur im Verhält­
nis der berücksichtigten Beschäftigun�eit zur nicht
berücksichtigten Beschäftigungszeit angerechnet. Da­
bei dürfen jedoch die Versorgungsbezüge einschließ­
lich der nicht ang,ereclmeten Sozialversicherun,gs­
Renten die Versorgurng nic'hit übersteigen, die ein

. ausschließlich auf kirchliche Versorgungsbezüge an­
gewiesener V ersorgungsherechtigter hei Zugrundele­
gung einer mit Vollendung des dreißigsten Lebens­
jahres beginnenden ruhegehaltsfähigen Dienstzeit er­
halten würde.

dl Erlöschen der V,ersorguin,gsbezüge 

§ 62
(I) Der Anspruch der Witwen und Waisen auf Ver­
sorgungsbezüge erlischt
a) für jede Ber,echtigte mit dlem Ende des Mon.1ts,

in dem s.ie sich v-erheirat,et odier stirbt
b) für jede Waise außerdjem mit dem Ende des

Monats, in dem sie d!as achtzehnte Lebensjahr
vollendet.

(2) Das Waisenijeld soll nach Vollend,'ung des acht­
zehnt,en Lebensjahres gewährt werden für eine le­
dige Waise, cüe
a) sich in der Schul- odler Berufsa.usbildiung befin­

det, bis zur Vollend1Ung dies fünfundzwanzigsten
Lebensj ahnes

b) infolge vor Vollendm1g des fünfundr.zwanzigsten
Lebensjahres eingetretener körperlicher oder gei­
stiger Gebrechen dauernd außerS'tande ist, sich
selbst zu eihahen, auch über das fün.fundzwan­
zi!?lste Lebensjahr hinaus'.

Die Bestimmung d:es § 20 Absatz 6 findet a.uf das 
Waisengeld -e.n.tspr.echende Anwendung. 

(3) Haben Waisen, die das aichtzehnte Lebensjahr
vollendet haben, ein ei.sJenes Einkommen, das die . 
vom Rat festgesietzt,e Freigrenze überst,eigt, so ist 
das Waisengeld um dien Mehrbetrag zu kürze!ll. 

§ 63
Im Falle der Wiederverheiratung kann eine Witwe 
eine Zuwendung (Heiratsgeld) bis zur Höhe eines 
Jahresbetra�s ihres bisherigen Witwengeldesi erhal­
ten. Das ,Heiratsgeld darf den vom Ra,1 allgemein 
festges,etzt,en Höchstbetrag nicht übersteigen. 

§ 64
Hat eine Witwe sich wieder verheiratet u,n,d stirbt 
der Ehemann., oder· wird die n,eu,e Ehe auf andere 
Weise als durch den Tod des Bhemarnn,es aufge­
löst. so kann der Witwe ein Unt,erhaltsbeitrag bis 
zur Höihe des, erloschenen Witwengeldes widerruf­
lich gewährt werden. Der AuflöSJUn,g der Ehe steht 
die Nichtigkeitserklärung insoweit gleich. 

e) Anzeig.epflicht

§ 65
Jeder V,ersorgungsberechtigte und Empfänger eines 
Unterhaltsbeitrages ist verpflichtet, der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde unv-erzüglich anzuzeigen 
a) den Bezug und j-ede Änderung eines Arbeitsein­

kommens -oder einer V ersor�
b) seine Verheiratung
c) jede Änderung der Verhältnisse, die die Zahlung

des Kinderzuschlages oder des Waisengeldes be­
einflussen könnte

d) die Verlegung des Wohnsitzes oder dauernden
Aufenthaltes

§ 66
(1) Kommt ein V,ers,or.�ngsherechfigter der ihm nach
§ 65 auferlegten y erpflichtun,g sclw.ldhaft nicht
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nach, S'Ü kann ihm die Versorgung ganz oder teil­
weis,e auf Zeit oder auf Dauer en1.z,o,gen werden. 
Beim Vorliegen bes,onderer Verhältnisse kann dte 
V el'.sorgung ganz oder teilweise wieder zuerkaornt 
werden. Die Ents,cheidung trifft die kirchliche Auf­
sichtsbehörde. 

(2) Geg,en die Entscheidrnrng der kirchHchen Auf­
sichtsbehörde über die Entziehung von Versorgungs­
bezüger1 kann der V ersorgungsber-echtigte innerhalb
eines Monats nach Zustellung die Entscheidung der
Disziplinarkammer beantra11;en. Die Disziplinarkam­
mer hat die etwa erforderlich,en Ermittlungen vor­
zunehmen. Sie entscheidet cliurch Beschluß end.gül­
tig.

IV. Gemeinsame Vorschriften für Besoldung

und Versorgung

§ 67
Die BesoldungstaheHe beschließt der Rat nach An­
hörung des ständigen Finanzauss1chus,s,es. Vor ei­
ner Änderung der Besoldungstabelle sind auch die 
Gliedkirchen zu hör,en. 

§ 68
(1) Die Besoldungs- und V,ernorgungsihezüge werden
monatlich im voraus g,ezahl1..

(2) Sind Bes'Üldrungsbezüg,e nur für einen Teil ei­
nes Monats zu zahlen., so wird für jeden Tag ein
Dr,eißigst,el der Monatsbezüge gezahlt.

(3) Auf laufende Bes'Üldungs- urnd V.ernorgungsbe­
züge kann der Empfänger weder ganz noch teil­
weise verzichten.

§ 69
(1) Zuviel gezahlte Besoldungs- ,oder VersorgLmg1s,­
be'.LÜg·e 1sind zurückzuzahlen. Ausnahmswe1se kann
in Härtefällen oder bei gerilllgfügigen Beträ,gen von
einer Rückforderung ganz ,oder teUweise abges,")hen
werden.

(2) Zu w,e:nig gezahlte Besoldungs- ,oder Vernor­
gungsbezüge sind nachzuzahlen.

§ 70
InwieweH ein Empfänger von Besoldungs- oder V er­
sor,gungsbezügen in Fällen, .iJn denen nach dieser 
Pfarrbesoldungsordmmg nicht hereLts ,ein Rechts,­
hehelf ,gegeben ist, wegen vermögensrechtlicher An­
sprüche das kir,chliiche Verwaltungsgericht anrufen 
kann, wird durch besos:nclere Ordnung ,geregelt. 

V. Uber[l,angs- und Schlu/3vorschriften

§ 71
(1) Für Pfarr-er, die im unmittelbaren Dienst der
Evangelischen Kirche der Union stehen, gelt,en die
Beslimmungen cl1eser Pfarrbesoldurngsordnu111g mit
der Maßgabe, daß an Stelle der Gliedkirche und
ihrer Organe d1e Ev.angeli,s,che Ki'rche der Union
zus<tändig ,1st.

(2) Kirchliche Aufsichtsbehörde für die im unmit­
telbaren Di.ens,t der EvaI1Jgeltsd1en Kir,che der Union
stehenden Pfarrer ist die Kirohenkan:zlei,, für die
übrigen Pfarrer diic nach gliedkirchlichem Recht
.zus1.iindige Stene.

§ 72
(1) Das Besoldungsdiensit.aher wird mit Wirkung
vom Tag,e des lnkrafttr,et,ens nach den V orschri.ften

···dieser Pfarrbesolcliungsorclmung neu fes1tgesetzt.

(2) Bleibt das, nach dem ne'l!en Besoldungsdi.enst­
aHer zu zahlende Grund�ehalt hinter dem nach bi.s­
heri�em Recht ,gezahlten Grundgehalt zurück, so
erhält der Pfarrer .eine mhegrehaltsfähi;g,e Aus,gleichs­
zahlung in Höhe des Unternchiedes, bi,s 1dies,er
durch Aufrücken in eine höhere Diens,taltersstufe
ausgeglichen ist.

§ 73
(1) Die Bezüge der bei lnkrafttr•eten dies•er Pfarr­
besoldungsordnung v,orhanden,en Versorgungsempfän­
ger richten sich nach dem bisherigen Recht. Die
Gewährung des Kindernusd1Jages und die Voraus­
setzun@en für die Zahl:ung von Waisengeld richten
sich nach dies,er V.e11ordnung.

(2) Der Rat kann Mindestsätze bestimmen.

§ 74
Zur Ausführung dieser V,erordnung erforderliche 
Rechtsvorsehrift.en ,erläßt der Rat. die zur Dmoh­
führnng notwendigen Verwaltungsvorsehriften erlas­
sen die GJi.edkirchen. 

§ 75
(l) Dies•e Verordnung 1rit1 im Wähimngsbereicth der
Deulschen No!enba,nk für die Evangelische Kirche
der Union am l. Januar 1965 in Kraft, für die"
einzelnen G\iedkirche:n wird sie vom Rat in Kr.aft
g.esetzt, nachdem diese j,eweils zu.gestimmt haben.
Mit der jeweilig1en Inkrafts•etzuITT.g !r,eten alle entge­
@en<S1•eh,enden Besoldu11Jgs- und Vensiorgungsvorschrif­
len auß,er Kraft.

§ 2 AbsELtz 2 des Kircheng,es,etzes üher Dienst- und
Versorgungsbezüge vom 15. Mai 1952 (Amtsblatt
der Evangelischen Kirche in De1utsdtland 1953, Sün­
clerheft Nummer 131) bLei'bt unberührt.

(2) Die V.er.ordnung Z!UI vorläufigen Regelung der
Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Kir­
ohenbeamt,en der Evangeli&chien Kir,che der Union
im ,o\'ährungsiber-eich der Deutschen Bundesbank vom
6. November 1962 (Amtsihlatt der Evan,geli.schen
Kirche in Deutschland 1963, Nummer 49) bleiht
unberührt.

(3) Bei der Inkrafts,etzung für den Bereich der
Evangelis.ohen Kirche in Berlin-Brandenburg - Re­
gionalsynode West - trifft der Rat a:uf der,en Vor­
schlag abweichende Bestimmungen.

Berlin, den 13. Oktober 1964 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 
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Nr. 2) Verordnung über die Besoldung und Ver­

sorgung der Pastorinnen in der Evange­

lischen Kirche der Union (Pastor!nnen­

besoldungsordnung) 

Vom 13. Oktober 1964 

Auf Grund des Artikels 15 Absatz 3 der Ordnung 
der Evangelischen Kir-ehe der Union wird in Ver­
bindung mit § 9 der Verordnung über das Amt der 
Pastorin in der Evangelischen Kir,che der Union 
vom 3. Juli 1962 - Amtsblatt der Evang·elischen 
Kirche in Deutschland Nummer 149 - folgende 
Pastorirmerthesoldungsordnmng erlassen: 

§ 1
Die Besoldung und Versorgung der in ,eine Pasto,­
rinnenstelle oder in eine Pfarrstelle auf Lebenszeit 
berufenen Pastorin. richt,et sich nach den für di,e 
Bes,oldung und V,ersorgung der Pfarrer geltenden 
V orsahriften und den nachstehenden Bestimmun­
gen. 

§ 2
Erwirbt eine Pastorin im Warte- oder Ruhestand 
einen Anspruch auf Witwengeld, so erhält sie da­
neben ihr W arteg,eld oder Ruhegehalt nur bis zum 
Erreichen der in § 60 Absatz 2 ,c) der Pfarrbesol­
dungsordl]ung bezeichneten Hö,chstgrenze. Die Ge­
samtbezüge · dürfen nicht hint,er dem Wartegeld oder 
dem Ruhegehalt der Witwe 2Jurückbleiben. 

§ 3

Für die Versorgung der Hinterbliebenen dner ge­
·mäß § 8 Absatz 1 Satz 2 der Verordnung über das
Amt der Pastorin nach ihrer Verheiratung illil Dienst
verbliebenen oder g,emäß § 8 Absatz 4 der V,er­
ordnung über das Amt der Pastmin erneut in den
Diens1 berufenen Pastorin gelten die §§ 38 bis 46
der Kirchenbeamtenbesoldungsordrnung über die Ver­
sorgung der Hinterbliebenen einer Kirchenbeamtin.

§ 4

(1) Die Abfindung nach § 8 Absatz 2 der Vewrd­
nung über das Amt der Pastorin het-rägt bis zum
vollendeten dritten Dienstjahr das Zweifache; nach
vollendet,em vierten oder fünften Di-enstjahr das
Dreifache der Dienstbezüge des letzten Monats und
steigt für jedes weitere vollendete Dienstjahr um
einen Monatsbetrag.

(2) Durch die Abfindung werden die Versorgungs­
anspi:üche abgegolten. Unfallfürs-orge kann weiter
gewährt werden.

(3) Eine Abfindung bis zu fünftausend MDN ist in
einer Summe zu zahlen. Ein diese Summe über­
steigender Betrag kann in Teilbeträgen innerhalb
von drei Jahren gezahlt werden.

§ 5

Die Abfindung nach § 4 trägt d1e Gliedkirche, bei 
Pastorinnen, die im unmittelbar,en Dienst der Evan­
gelischen Kirohe der Union stehen, diese. 

§ 6
Inwiewei:t die Bestimmungen dieser V erordnlllng auf 
ordinierte Theologinnen anzuwenden sri1n,d, die von 
kirchHchen Ans•talten, W,erken und sonstigen Ein­
richtungen mit eige:n,er Rechtispersönli,chke�t ange­
st,ellt sind, bestimmt sich na.ch ihr,em Di,em,stvertrag. 

§ 7
Zur Ausführung dieser Vernrdnll!rng ,erforderliche 
Rechtsvorschri'ften erläßt der Rat, die zur Durch­
führung notwendigen V erwaltunigs:vorschr.ift,en erlas­
sen die Gliedkirchen. 

§ 8
(1) Di,ese Verordnung tr.itt im Wähmngsber.eich der
Deutschen Notenbank für die Evang;elische Kirche
der Uni.an am 1. Januar 1965 :in Kraft, für die ein­
zelnen Gli.edkirchen wird sii,e vom Rat i:n Kraft
ges,etzt, nachdem diese jeweils zugestimmt h3ben„ 

Mit der jeweiligen Inkrafts,et-zurng treten alle entge­
genstehenden Besoldungs- nnd Ver.s,org,ungs1Vorschrif­
t,en außer Kraft.

(2) Di,e Verordnung zur vorläufigen Re�elung der
Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Kir­
chenbeamten der Evangelischen Kil"che der Union
im Währungsbereich der Deutschen Bundesbank vom
6. November 1962 (Amtsblatt der Evangelischen
Kirche in Deutschland 1963, Nummer 49) bleibt un­
berührt.
(3) Bei der Inkraftsetzung für den Bereich der Evan­
!9elischen Kirche in Berlrn-Brandenhurg - Region,al­
synode West - trifft der Rat auf der,en Vorschlag
abweichende Bestimmungen.

Berlin, den 13. Oktober 1964 

Der Rat 
der Evangelischen Kirche der Union 

Nr. 3) Verordnung über die Besoldung und Ver­

sorgung der Prediger in der Evangeli­

schen Kirche der Union (Predigerbesol­

dungsordnung) 

Vom 13. Oktober 1964 

Auf Grund des Artikels 15 Absatz 3 der Ordnung 
der Evangelischen Kirche der Union wird folgende 
Predi,gerbesoldiungsordinung .erlaS1S,en: 

§ 1

Die auf Lebens,zeit berufenen PI'ediger erhalten Be­
soldung und V ersor,gun.g für sich und ihr,e Hinter­
bliebenen nach Ma{;gabe dieser Ordnung. 

§ 2
Die Besoldung des PI'edigers besteht aus 
al' Grundg·ehalt nach Maßgabe der Besoldungstabelle 
b) fr.eier Dienstwohnung oder, wenn eine solche

nicht vorhanden ist, einer ang,emessenen Miet­
entschädigung

c) Kinderzuschlag.
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§ 3

(1) Das Besoldungsdiensitalt,er beginnt am füs1t,e111, des
Monats, in dem der Pr,edrger das .ein1Undzwanzigste
Lebensjahr vollendet hat.

(2) Der Beginn des Besoldungsdien:s1talters ist um
die Hälft,e der Zeit hinauszusd11ieben; die zwis,chen
dem Tag,e der VoUendung des eii111undzw,anzig&ten
Lebemsjahres und dem Tag.e liegt, von welchem an
der Predfger Besoldung zu erhalten !tat.

(3) Von dem Zeitraum, um dessen Hälfte der ße­
gi'nn des Besoldungsd�enstalters n.ach Abs.atz 2 hin­
auszuschieben ,ist, werden die n,a,oh Vollendung des
sfobzehnt,en Lebensjahres außer der allgemeinen
Schulbildung zum Erwerb ,einer ahges,chlossenen Be­
rufsausbildung vorges:ehene Mindes1tzett (Lehrnei,t,
Fach- oder Hochschulausbildung) sowiie dte zur Aus­
bildung als Prediiger verbmchte Mindestzeiit (Predi­
gersclmJ.e 1und. praktis,chie Ausbildun,g, Probedienst,
üb.liehe Prüfungszeit), soweit cli-es,e A'Ushildung eiin
Jahr übersteigt, .ahg,esetzt.

§ 4
Die Versorgung umfaßt 
a) Wartegeld
b) Ruhegehalt
c) Hinterbliehenenvers,orgung
d) Unfallfürsorge
e) Urrt,erhaltsbeitrag.

§ 5
Der bei'. der Ber-echnung der Versorg,ungshezüge an­
stelle der freien Di.enstwohnung zugrunde zu le­
gende Ortszuschlag richtet sfoh nach den §§ 25 und 
26 der Pfarrbesoldungsordruu,n,g. 

§ 6
Ruheg,ehaltsfähige Dienstz,eiten silil.d 
a) die Zeit der Ausbildung .iin der Pr,edigers,chule
b) die vom Anwärt,er des Pr,edig,eramts abzuleistende

Pr·ohedienstzeit
c) die Zeit als. Pr,ediger innerhalb der Evan,gelischen

Kirche der Uniion
d) die Zett eines W art,est,aoo1es, s,owei,t dies nicht

nach § 10 Satz 3 des Disziplinargeset,,;es der
Evangelischen Kirche in. Deutschland vom 11.
März 1955 (Amtsbla.it der Evangelischen Ki:rche
in Deutschland Nummer 59) .ausgeschlos1s1em ist.

§ 7
(1) Dienst,,;eiten, die der Prediger als Ainwä,rter des
Predi&eramt,es oder .als Pr,editg,er hauptbemflich im
D1,ens,t einer ander,en Gliedkirch.e der Evangelischen
Kirche in Deutschland oder im Dienst von missfo­
narfa:;chen, dtakonischen oder so,n.sügen kiwh,Hchen
W-erk,en und fünrichtungen innerhalb der Evange­
li,schen Ki:rche in De:uts,chlaind v-erbr.a,cht hat, sollen
als mhregehaltsfähi,g,e Dienst,,;eit angerechnet werden,
wenn Ausbildung und Täügkeit des P1,edig,ers den
allg;emeinen Erforderniss,en des Ki:rchen,ge,sefaes über
das Amt des Predigers in der Ev.ang,�lis-chen Kirche
der Unton vom 6. De,,;ember 1957 ,e,rrt,spwchen ha­
ben.

(2) Die nach Vollendung des sii,ehzehnten. Lebens­
jahres verbr.ach1,e Zeit einer praktischen TätigkeH
oder einer Hoch- oder Fachschul.ausbdldun.g, die
Vornuss,etzung für den Abschluß e:i1n,er Berufäausbiil­
dung tst, kann ,als ruhegehaltsf,ähig,e Diens,t,,;eit be­
rücksichtigt werden, ,sofern di,ese T,ätigkeit ode>r
Ausbildung für den Predigerberuf förderlich war.
(3) Ob Zeiten nach Abs,atz 1 oder 2 als ruheg,e­
haltsfahiig;e Dienstzeit zu berücksichtigen sind, ist
bei der Berufung ,zum Prediger zu entsd1eiden,.
Diese Entsoheidun.gen stehen unter dem Vorbehalt
eines Gleichbleibens der Rechtslag,e, di,e ih111en zu­
grunde liegt.

§ 8
Die Anwärter des. Predig,eramtes erhaltien währe111:d 
des Pwbedi,enstes die Bezüge der Eiingangsistuif:e der 
P11ediger. Daneben ,s,tehit ih111en freie Di,e111stwoh­
nung sowi1e Kinderzuschlag zu. 

§ 9
(1) Ein Anwärter ,des Pr,edi,geramties, der aus dem
kirchlichen Dienst ,entlassen wird, ,erhält für den
Monat, in dem ,die Eirntl,a,s,sung ,erfolgt, und für dte
:tlolgenden drei Monate als Obergangsg,eld die Diens,t­
bezüge des l,etzten Monats. Auf Antr,a,g des Ent­
lassenen ist dais Oberga,ngs,geld 1in ,eiiner Summe als
einmalige Abfindung .zu z.ahl,en.
(2) Wird ,ein Anwärt,er des P,r,edig;eramt•es a:uf ei­
g,enen Antrag ,oder weg,en schuldhaften Verhaltens 
aus dem kirchlichen Diens:t entlas,s.en, s,o bes1timmt 
die kirchliche Aufsichtsbehörde, ob und in wd­
•ch:er Höhe ,ein Obergangs,geld ,oder ,eine ,einmalige 
Abfindung zu gewähren dst. 

§ 10
(1) Wird der Anwärte:r des Pr,eclJig;eramtes aus dem
kirnhHchen Dienst ,entlassen, weil er diens1tunfähi.g
geworden ist, so kann ,ihm ,anstelle des Ohergangs,­
geldes widerruflich ein Unterhaltsbei.trag bewilligt
1werden, der ;höchstens 1nach .den Grundsätzen der
Ber,echnung des• Ruhegehaltes ,zu bemes,s,em. ist.

(2) Der Witwe 1und ,den Kindern ,ei1ne:S Anwärters
des Predi1geramt,es, ,dem -e:in UnterhaJtsbeitrng be­
willigt worden war ioder hättie bewilligt w,e:rdep
können,, kann widerruflich ,ein Unterhaltisheit!ra.g he,­
w.illigt werden, der •höchstens nach den Grundsätzen 
der Bemohnung des Witwen- und Waisengeldes zu 
bemessen üit.. 

§ 11
Das Obergangsgeld und di1e -einmalige Ahti!ndun,g 
nadh § 9 sowie den U.nterhaltsbe1itrag na,ch, § 10 
trägt die Gliiedkirche. 

§ 12

Die ,erforderlichen Feststellungen1 Genehmi,gun,gen, 
Fests,etzungen sowi,e Bewilligung.en im Einzelfall 
trHft die kirchliche Aufai,chtshehörde. 



14 Amtsblatt Heft 1/1965 

§ 13

A-uf 'di!e Besoldung und V,ersorgl1Ilig des Pr,edi.gers
finden im übri8f!II1 die Bestimmun�ein der Pfarrbe­
soldungsordnung entsp11echendie Anwendun,g.

§ 14
Zur Ausführung dieser Pre<;1i,g,erbesoldiu11.gsordrnung 
erforderliche Rechts-vo:rschriften erläßt der Rat, die 
zur Durchführung notwendigen V,e,rwaltungsvor­
sohriften er.lassen d1e Gliedkirche'lll. 

§ 15
(l) Diesie V emrdnung trMt im Währungsher.eiich der
Deutschen No-t,enbank für d1e Evan@elische Kirche
der Union am l. Januar 1965 in Kraft, für die
einzelnen Gliedkirdi.en wird· sie vom Rat in Kraft
gesetzt, nachdem diese jeweils zu.gestimmt haben.

Mit der jeweilig,en Inkraftsetzun:g tritt dte Verord,­
nung über di,e Besoldung und Versorgung der PI'e­
diger vom 7. Nov-ember 1950 (Amtshtlatt der Evan­
gelischen Kirche in Deutschland 1951 Nr. 1) in 
der Fas•sung der Bekan:ntmachun.g' vom 21. März 
1956 (Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land Nr. 11) -anß-er Kraft. 

(2) Die Verordnung zur v,orläu:füg,e-n Reg-elung der
Besoldung und Versorgung der Pfarrer und Kir­
chenbeamten der Evangelischen K,iI'che der Union
im Wähnm�bereich der Deutschen Bundesbank
vom 6. November 1962 (Amtsblatt der :Evangeli­
schen Kirche in Deuts�hland 1963, Nr. 49) bleibt
unberührt.

(3) Bei der Inkraftsetzung für den Bereiah der
Evangelischen Kir.ehe in Berlin-Brandenbu·rg - Re­
gionalsynode West - trifft der Rat auf der>en, Vo,­
schlag abweichende Bestimmungen,,

Ber:lin, den 13. Oktoher 1964 

Der Rat 

der Evangelischen Kirche der Union 

Evangelisches Konsistorium 
Pr. 10 641 - 1/65 

Greifswald, 
den 7. 1. 1965 

Die vorsit,ehenden Besoldungsordnungen vom 13. 10. 
1964 für Pfarre•r, Pastorinnen und Pr,ediger sowie 
die Kirchenheamtenhesoldiungsordn,ung vom 13. 10. 
1964 sind durch Beschluß des Rat-es der Ev.ang.e­
lischen Kirche der Union vom 8. 12. 1964 rnH Wir­
kung vom l. Jarnuar 1965 für unsere Landeski>rche 
in Kraft gesetzt worden, .nachdem die Kirchenlei­
tung diesen Besoldungsordnungen zu�timmt hat. 

Die Kirchenbeamtenhesoldungsordrnun.g wurde wegen 
Platzmangels hier nicht mHabgedruckti sie ist im 
Am1sblatt der Evangelischen Kirche i'll Deutschland, 
Nr. 12/64, vom 15. 12. 1964, S. 247 H. veröHent­
licht. 

Wo elk,e 

Nr. 4) Programme über kirchenmusikalische 
Veran'staltungen 

Evangelisches Konsistorium 
A 32 202 - 54/64 

Greifswald, 
den 21 12. 1964 

Wir bringen unser.e BekaD1I1tmachung im Ki:rchJiehen 
Amtsblatt 1959 S. 45 erneut in Erinn,emn,g und 
weisen ,ergänze.nd darauf hin, daß von aUen Pro­
grammen kirch,enrn usikalis-cher V era'l18'tal tun.�en zw-ei 
Exempla1,e, über den Sup·erintenden:ten an das Ev81Il.­
gelische Konsistori1um in Greif:swald, Bahnhofsüaß-e 
35/36, einzureichen sind und außerdem 3 Exemplare 
an Herrn Landeskirchenmusikdirektor Pf1ugheH in 
Greifswald, Bahnhofstraf;e 48/49. Von diesen, drei 
Exemplaren . ist 1 Stück für di.e Akten des Landes­
kirchenmusikwartes bestimmt 1und die bdden .ande­
ren Stücke werden für die Zentrals,telle für Ev.:m,­
gelische Kirchenmusik in Berlin z:um Zwecke der 
Abreclmung mit der A W A benötigt. 

Wir bitten um genaue Beachtung dteses Hinweises. 

Die Kirchenmusiker sind durch die Geme:iindeki.r­
chenräte hiervon .zu un.ter:richten. 

Im Auftrage 
La b s  

B Hinweise auf staatl. Gesetze 
und Verordnungen 

C. Personp.lnachrichten

Berichtigung 
Im Amtsbfott Nr. 12 vom 15. 12. 1964 ist unter 
,,C Pernonalnachrich:ten" -ein Druckfehler unterlau­
:f.en. Die Mitteilung muß lauten, daß diie Amtsbe­
zeiclmung Kantor dem Kirchenmusiker 

Christian S c h m i d t. Anklam 
(nicht Schn,eider, Anklam) v,erli:el1en worden ist. 

Berufen: 
Pfarrer Reinhard J a n u s in di,e Pfarrstelle Greifs­
wald-Jacobi, Kirchenheis Gr,eifswald-Stadt, ein�e-­
föhrt am 15. 11. 1964. 

Pfarr-er Dr. Si-egfried P l a t h aus Semlow, Kirchen­
kreis Pranzburg, zum Pfarr-er der Kirchengemeinde 
Grimmen und zum Superintendenten des Kirchen­
kreises Grimmen mit Wirkung vom 1. De2iembeir 
1964. 

Verliehen: 
Herr Superint,endent Fritz K ö n i g, Hohenselchow, 
hat in Würdigung sei:ner Verdienste um den Wie­
deraufbau zerstörter Kirchengebäude im Randow­
l!Jebiet vom Diakonischen Werk die W i c her n -
p l a k e t  t ,e erhalten. Sie wurde ihm vom Bischof 
auf dem Ephorenkonvent am 9. 12. 1964 über­
reicht. 
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D. Freie Stellen

E. Weitere Hinweise

Nr. 5) Krankenbriefe 
In der Evang,elischen V erlag.sanstalt sind „Kranken­
briefe" von Ilse Jon.as erschienen. Wir machen 
a,uf diese V.eröffentlichung hiermit empfehlend auf-
merksam. 

Nr. 6) Kapelle Behrenwalde 

Am 1. Advents-Sonntag, dem 29. Nov,ember 1964, 
ist von Bischof D. Dr. Krummacher eine Kapel1e 
in Behr,enwalde, Pfarrsprerngel Drechow, Kü,chen­
kreis Franzburg, eingeweiht worden. Die Kapelle 
konnte -errichtet werden, weil die kleiine Gemeinde 
mit großer Tatkraft und Opforwilliigkeit .sich an 
ihrem Aufbau be1efügt hat. 

F. Mitteilungen für den kirchlichen Dienst
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